
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 19.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte SBB, Klimapolitik
Akteure Pasquier-Eichenberger, Isabelle (gp/verts, GE) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Marco
Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Marco; Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: SBB, Klimapolitik, 2021 - 2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
19.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Infrastruktur und Lebensraum
1Verkehr und Kommunikation

1Strassenverkehr

1Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

2Umweltschutz

2Allgemeiner Umweltschutz

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

KVF-NR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EU Europäische Union
USG Umweltschutzgesetz
UWG Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
LMG Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände
LwG Landwirtschaftsgesetz

CTT-CN Commission des transports et des télécommunications du Conseil
national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
UE Union européenne
LPE Loi sur la protection de l'environnement
LCD Loi fédérale contre la concurrence déloyale
LDAI Loi fédérale sur les denrées alimentaires et les objets usuels
LAgr Loi sur l'agriculture

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Mittels einer parlamentarischen Initiative forderte Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp,
GE) im Juni 2022, dass in der Werbung für Motorfahrzeuge jeweils auch auf eine
alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht wird. Als Alternativen schlug die grüne
Nationalrätin den Langsamverkehr, Fahrgemeinschaften oder den öffentlichen Verkehr
vor. Begründet wurde die Initiative nicht nur mit klimapolitischen Überlegungen,
sondern auch mit Hinweisen auf die Lärmbelastung und die Luftverschmutzung, welche
durch den motorisierten Verkehr entstehen, sowie auf die Vorteile des gesünderen
Lebensstils, der mit dem Langsamverkehr einhergehe. 
Die KVF-NR befasste sich Mitte Oktober 2022 mit dem Anliegen. Die Kommission
beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Für die
Kommissionsmehrheit stellten Eingriffe in die Werbefreiheit in diesem Bereich kein
zielführendes Mittel und keine staatliche Aufgabe dar. Eine Minderheit hingegen sah in
der Initiative eine Chance, das Kauf- und Konsumverhalten im Bereich der Mobilität
positiv zu beeinflussen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung nach einer Vorschrift, wonach in der Werbung für Motorfahrzeuge
jeweils auch auf eine alternative Mobilitätsform aufmerksam gemacht werden muss,
wurde im Nationalrat im März 2023 klar versenkt. Mit 124 zu 60 Stimmen bei 6
Enthaltungen folgte die grosse Kammer damit dem Antrag seiner KVF-NR und lehnte die
parlamentarische Initiative von Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) ab. Geschlossen
für die Initiative stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP (bei 6 Enthaltungen),
alle anderen Fraktionen sprachen sich geschlossen dagegen aus.
Während Pasquier-Eichenberger und Florence Brenzikofer (gp, BL) die Bevölkerung mit
der Massnahme für die Themen Klimaschutz, Luftverschmutzung, Lärmbelastung und
gesunder Lebensstil sensibilisieren wollten, erachtete etwa Kommissionssprecher
Matthias Bregy (mitte, VS) die Massnahme als «reine Symbolpolitik». Gregor Rutz (svp,
ZH) befand es zudem als stossend, dem Parlament eine «erzieherische Aufgabe» für die
Bevölkerung zuzuweisen. Der zweite Kommissionssprecher Olivier Feller (fdp, VD) fügte
an, dass die Initiative die Werbefreiheit und damit den ökonomischen
Freiheitsgedanken einschränke. Mit dem ablehnenden Entscheid des Nationalrats war
die Initiative erledigt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARCO ACKERMANN

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Die grosse Kammer beugte sich in der Wintersession 2021 als Erstrat über die Vorlage
zur Änderung des Personenbeförderungsgesetzes. Die Rednerinnen und Redner
betonten in der Debatte über das Eintreten, welches von keiner Fraktion bestritten
wurde, die Relevanz des öffentlichen Verkehrs für die Mobilität der Schweizer
Bevölkerung. Es gebe jedoch einen Reformbedarf bei gewissen Punkten des Systems;
dieses solle daher durch vereinfachte Verfahren, mehr Transparenz, eine höhere
Effizienz und eine Stärkung des Service public verbessert werden, erläuterte
Kommissionssprecherin Pasquier-Eichenberger (gp, GE).
In der Detailberatung gaben vor allem zwei Punkte zu reden. Einer betraf die Umsetzung
von vier gleichlautenden parlamentarischen Initiativen, die vergünstigte ÖV-Tageskarten
für Schulklassen gefordert hatten. Die Mehrheit der KVF-NR hatte das Gesetz in
Umsetzung dieser Initiativen mit einem entsprechenden Passus ergänzt. Zu diesem
Mehrheitsantrag der Kommission gesellten sich noch zwei Minderheitsanträge. Der
erste Minderheitsantrag Bregy (mitte, VS) verlangte, dass der Bundesrat einen
Maximaltarif für diese Tageskarten definieren kann und der Bund die Mindereinnahmen,
die den Transportunternehmen durch die Vergünstigung der Tageskarten entstehen,
ausgleicht. Der zweite Minderheitsantrag Wasserfallen (fdp, BE) hingegen wollte den
ganzen Passus zu den Tageskarten streichen, da er eine «Marktverzerrung zugunsten
des bestellten öffentlichen Verkehrs» befürchtete, welche privatwirtschaftliche
Unternehmen diskriminiere. Der Nationalrat entschied sich von den drei Anträgen für
den Minderheitsantrag Bregy. 
Der zweite grössere Diskussionspunkt betraf eine von der Mehrheit der Kommission

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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eingebrachte Regelung zum Kartellrecht bei der Vertriebsinfrastruktur im Bereich des
öffentlichen Verkehrs – genannt Nova. Diese wird für den Vertrieb von Angeboten des
öffentlichen Verkehrs verwendet. Die Kommissionsmehrheit beantragte, dass das
Kartellrecht hier keine Anwendung finden solle, weil «der Vertrieb und die
Tarifgestaltung im öffentlichen Verkehr schon genügend reguliert seien», wie Kurt Fluri
(fdp, SO) für die Mehrheit erläuterte. Eine Minderheit Wasserfallen hingegen wies
darauf hin, dass auch private Unternehmen diese Plattform nutzten, weshalb es
opportun sei, diese Infrastruktur dem Kartellrecht zu unterstellen. Der
Minderheitsantrag Wasserfallen wurde auch von Verkehrsministerin Sommaruga
unterstützt, er fand jedoch im Nationalrat keine Mehrheit.
Im Übrigen folgte die grosse Kammer den Vorschlägen ihrer vorberatenden Kommission
und blieb damit im Wesentlichen auf der Linie des Bundesrats.
In der Gesamtabstimmung stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 135 zu 53 Stimmen
zu. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden SVP-
Fraktion, welche einige Minderheitsanträge mitunterstützt oder gar initiiert hatte und
sich mit diesen meist nicht hatte durchsetzen können. 3

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE) forderte mittels einer im Juni 2021
eingereichten parlamentarischen Initiative, im UWG ein Verbot des sogenannten
Greenwashing zu verankern. Es gehe nicht an, dass Unternehmen oder Dienstleistende
in ihren Werbebotschaften die Kundschaft hinsichtlich der klimatischen Auswirkungen
oder hinsichtlich der Umweltbelastung von Produkten unbehelligt täuschen dürfen. Die
RK-NR diskutierte die Initiative im Februar 2022. Die Kommissionsmehrheit entschied,
der Initiative keine Folge zu geben. Sie sah keinen akuten Handlungsbedarf, da
insbesondere das LwG und das LMG bereits über hinreichende Bestimmungen zum
Täuschungsschutz verfügten. Die Kommissionsmehrheit erachtete auch die Umsetzung
des Anliegens als schwierig, «da die Abklärung der Frage, ob ein konkretes Produkt als
klimaneutral beziehungsweise umweltfreundlich angepriesen werden dürfte, jeweils mit
grossem administrativem Aufwand verbunden wäre». Eine Kommissionsminderheit
hingegen sprach sich für Folgegeben aus; erst ein Verbot von Greenwashing werde es
den Konsumentinnen und Konsumenten erlauben, ihre Kaufentscheide auf Basis von
zuverlässigen Informationen zu treffen, argumentierten sie. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Sommersession 2022 behandelte der Nationalrat das von Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) geforderte Verbot des sogenannten Greenwashing. Die Initiantin
kritisierte, dass Greenwashing («écoblanchiment») dazu führe, dass sich
Konsumentinnen und Konsumenten für Produkte oder Dienstleistungen entschieden,
die in Wahrheit nicht nachhaltig seien. Dies habe zur Konsequenz, dass der notwendige
ökologische Wandel gebremst werde. Zudem führe Greenwashing auch zu einer
Wettbewerbsverzerrung zu Ungunsten von Marken und Firmen, welche tatsächlich den
ökologischen Fussabdruck ihrer Produkte verringern. Florence Brenzikofer (gp, BL)
ergänzte für die Kommissionsminderheit, die sich für die Initiative einsetzte, dass eine
kürzlich in der EU durchgeführte Studie zum Schluss gekommen sei, dass rund zwei
Drittel der Konsumentinnen und Konsumenten kaum in der Lage seien, «falsche
Aussagen über die Klimaeigenschaften gewisser Produkte von Fakten zu
unterscheiden». Brenzikofer wies auch darauf hin, dass die Schweiz insbesondere im
Finanzbereich noch Aufholbedarf aufweise; es sei für die Kundinnen und Kunden sehr
schwierig herauszufinden, ob ein als nachhaltig angepriesener Fonds auch tatsächlich
klimafreundlich sei. Die Mehrheit der RK-NR, welche der Initiative keine Folge geben
wollte, sei der Meinung, dass die geltende Gesetzgebung für die Ahndung von
Greenwashing genüge, betonte Patricia von Falkenstein (ldp, BS). Zudem habe die
Verwaltung darauf hingewiesen, dass das Thema Greenwashing eher im USG als im UWG
behandelt werden solle. Die geforderte Ergänzung sei schliesslich kaum mit dem
strafrechtlichen Legalitätsprinzip in Einklang zu bringen, da die Ergänzung nicht
genügend präzise formuliert sei. Konkret sei das Kriterium «Verschleierung von
Auswirkungen auf das Klima» kaum messbar und ein Verstoss gegen dieses könne daher
nicht sanktioniert werden, fasste von Falkenstein die Anmerkungen der
Bundesverwaltung zusammen. Die Mehrheit der grossen Kammer schloss sich diesem
Votum an und entschied mit 141 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung), der Initiative keine
Folge zu geben. Die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen sowie 3
Mitglieder der Mitte-Fraktion unterlagen somit. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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1) Medienmitteilung KVF-NR vom 18.10.22
2) AB NR, 2023, S. 530 ff.
3) AB NR 2021, S. 2192 ff.
4) Bericht der RK-NR vom 3.2.22; Medienmitteilung der RK-NR vom 3.2.22
5) AB NR, 2022, S. 1244 ff.
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